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Aktueller Stand 
zur Mitnahmever-

weigerung der E-

Scooter im Jenaer 
Nahverkehr 
 

Das Mitnahmeverbot der E-

Scooter besteht seit März 

2015 und es gibt eine un-

befriedigende Überganglö-

sung mit einem Fahrdienst.                    

Unzählige Diskussionen ha-

ben wir mit dem Jenaer 

Nahverkehr (JNV) über die 

Wiedermitnahme der E-

Scooter in den Straßen-

bahnen geführt. Wir hatten 

Hoffnungen mit dem 2. 

Gutachten, doch das ge-

nügte den Nahverkehrsbe-

trieben nicht – es wurde 

nun noch ein 3. Gutachten 

in Auftrag gegeben. Auch 

gibt es seit Dezember 2015 

ein Urteil, in dem die Nicht-

mitnahme als diskriminie-

rend bezeichnet wird. Un-                                    

ser Nahverkehr ignoriert 

das Urteil, führt immer 

wieder die Sicherheitsbe-

denken an; will aber dieses 

3. Gutachten nicht abwar-

ten und will mit uns „sei-

nen Weg gehen“ - den Weg 

der Selektierung und Dis-

kriminierung. 

Nun will der JNV wieder E-

Scooter in den Jenaer Stra-

ßenbahnen mitnehmen: 

Voraussetzung dafür ist 

eine sogenannte Mitnah-

meerlaubnis.                          

Zu den Kriterien, die für die 

Mitnahmeerlaubnis not-

wendig sind, gehört das 

Vorlegen eines Schwerbe-

hindertenausweises mit 

dem Merkzeichen „G“ oder 

„aG“. Weiterhin muss der 

E-Scooter-Nutzer vom 

Scooter absteigen und für 

die Fahrt einen Sitzplatz 

einnehmen können. Aber 

auch technische Vorausset-

zungen der E-Scooter, die 

in jedem Fall zur Mitnahme 

in anderen Fahrzeugen zu-

gelassen sein müssen, wer-

den geprüft. Es gab im 

Februar schon zwei indivi-

duelle Trainingstermine – 

zwei Drittel der insgesamt 

12  angemeldeten Teil-

nehmer erhielten - nach 

Angaben der Nahverkehrs-

gesellschaft – die grüne 

Plakette zur Mitnahmeer-

laubnis.                                

Die Senioren ohne Schwer-

behindertenausweis sind 

dann raus aus der Mitnah-

me.                                                 

Aber auch Menschen, die 

den Scooter als medizini-

sches Hilfsmittel verordnet 

bekommen haben, weil sie 
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aufgrund ihrer Behinderung 

keinen Rollstuhl nutzen 

können und der E-Scooter 

für sie das einzige Fortbe-

wegungsmittel ist, die aber 

von dem Scooter nicht ab-

steigen können – sind au-

ßen vor, auch wenn sie alle 

anderen Kriterien erfüllen. 

Sie werden nicht mehr mit-

genommen, können keine 

Arztbesuche wahrnehmen 

– auch gibt es für sie keine 

Teilhabe am Leben in der 

Gemeinschaft. 

Das ist Diskriminierung 

und verstößt gegen die 

UN-BRK! 

Was machen wir mit Gäs-

ten, die Jena besuchen?  

Es werden Fahrräder und 

Kinderwagen transportiert; 

die Postfrau steigt mit ih-

rem Postwagen zu; Ge-

päckstücke werden beför-

dert. 

Besser, man transportiert  

keine Fahrgäste mehr,  

denn somit entfällt das 

Haftungsproblem bei einer 

plötzlichen Notbremsung. 

 

Von der Stadt kommt we-

nig Unterstützung und vom 

Land so gut wie keine. 

Dass jetzt noch ein drittes 

Gutachten in Auftrag gege-

ben wurde, in der Hoff-

nung, dass dies mehr zu-

gunsten des Nahverkehrs 

ausgeht, können wir nicht 

verstehen. Wir wurden mit 

den beiden anderen Gut-

achten schon verschaukelt 

und hingehalten. 

Wir fordern eine bedin-

gungslose Mitnahme aller 

Fahrgäste! 

 

 

 

 

Barrierefreies 

Deutschland  
überfällig 

Ein barrierefreies Deutsch-

land ist nicht nur längst 

überfällig, sondern auch fi-

nanzierbar. Das meint der 

Vorsitzende des Sozialver-

bands VdK Nordrhein-

Westfalen, Karl-Heinz 

Fries: "Wir erkunden das 

Weltall, wir erklimmen die 

höchsten Berge, wir sind 

mit der ganzen Welt ver-

netzt - aber Menschen im 

Rollstuhl scheitern bis heu-

te an Stufen und Schwel-

len!" Angesichts der man-

gelnden Umsetzung von 
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Barrierefreiheit im bevölke-

rungsreichsten Bundesland 

wie auch deutschlandweit 

fand Fries am 21. Januar  

in Düsseldorf deutliche 

Worte. "Wir sagen: Es ist 

höchste Zeit, unseren Ehr-

geiz und Erfindungsreich-

tum für etwas zu nutzen, 

was Millionen Menschen 

brauchen und uns allen 

nutzt."                                  

Vor rund 130 Gästen aus 

Politik, Verwaltung und 

sozialem Leben forderte 

der Vorsitzende des Lan-

desverbands beim traditio-

nellen Neujahrsempfang 

die Schaffung beziehungs-

weise Schärfung von ge-

setzlichen Grundlagen auf 

Landes- und Bundesebene. 

"Rechtlich betrachtet ist 

Barrierefreiheit ein Men-

schenrecht. Das erklärt die 

UN-Behindertenrechtskon-

vention, die Deutschland 

2009 unterzeichnet hat, 

unmissverständlich. Die 

Umsetzung dieser Ver-

pflichtung ist aus unserer 

Sicht jedoch unzureichend, 

weil die bestehenden Vor-

gaben oft zu unverbindlich 

sind", kritisierte Fries auch 

in Anbetracht des geplan-

ten Inklusionsstärkungsge-

setzes für NRW. Im Übri-

gen sei ein barrierefreies 

Deutschland nicht nur 

längst überfällig, sondern 

auch finanzierbar: "Investi-

tionen in diesem Bereich 

lohnen sich für alle, denn 

Barrierefreiheit spart auf 

mittlere Sicht Sozialausga-

ben in Milliardenhöhe. Au-

ßerdem fließen von jedem 

Euro, der in die bauliche 

Barrierefreiheit investiert 

wird, 40 Cent an die öffent-

liche Hand zurück." 

Quelle: kobinet-nachrichten.de 

 

Schnelle Facharzt-

termine für alle 

Kassenpatienten 

Ab dem 25. Januar 2016  

müssen die neuen Termin-

servicestellen der 17 regio-

nalen Kassenärztlichen 

Vereinigungen gesetzlich 

Versicherten innerhalb von 

vier Wochen einen Termin 

bei einem Facharzt ver-

schaffen – wenn die Patien-

ten das wünschen. Mit 

Spannung wird erwartet, 

ob die Ärzteschaft die un-

geliebte Regelung vernünf-

tig umsetzt.                                

Der Patient braucht eine 

ärztliche Überweisung mit 

einer Codenummer für eine 
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Behandlung bei einem 

Facharzt. Dann ruft er die 

Servicestelle seiner regio-

nalen Kassenärztlichen 

Vereinigung an. Die Mitar-

beiter nennen ihm inner-

halb einer Woche einen 

Termin bei einem Experten, 

wobei zwischen Anfrage 

des gesetzlich Versicherten 

und dem Facharzttermin 

maximal eine Wartezeit 

von vier Wochen liegen 

darf.                                        

Die Telefonnummer und die 

Sprechzeiten der Termin-

servicestelle erfahren Pati-

enten von der jeweiligen 

Kassenärztlichen Vereini-

gung.                                           

Sollte die Terminservice-

stelle in den vorgegebenen 

Zeiträumen keinen Termin 

bei einem niedergelassenen 

Facharzt anbieten können, 

vermittelt sie einen ambu-

lanten Behandlungstermin 

in einem Krankenhaus.                     
Es gibt keine Pflicht für 

Patienten, sich an die Stelle 

zu wenden. Nach wie vor 

kann jeder direkt beim 

Facharzt Termine machen. 

Der neue Service ist für 

Kassen-Patienten gedacht, 

die dringend eine fachärzt-

liche Behandlung brauchen 

und selbst keinen zeitna-

hen Termin bekommen 

können. Ein Anspruch, zu 

einem bestimmten Arzt 

vermittelt zu werden, be-

steht nicht. Wer den Ser-

vice also nutzt, verwirkt 

sein Recht auf freie Arzt-

wahl. Fachärzte ihrerseits 

sind nicht gezwungen, bei 

den Kassenärztlichen Ver-

einigungen ihre freien Ter-
mine anzugeben. 

Bagatellerkrankungen und 

Routineuntersuchungen 

sind ausgenommen. Für 

Zahnärzte, Kieferorthopä-

den und Psychotherapeu-

ten gibt es keinen Vermitt-

lungsservice. Und für einen 

Termin bei einem Frauen- 

oder Augenarzt braucht 

man keine Überweisung, 

darf aber trotzdem den 

Service in Anspruch neh-
men. 

Quelle: 
http://www.welt.de/wirtschaft/arti
cle151424749/Schnelle-Facharzt-
termine-fuer-alle-Kassen-
Patienten.html 

 

Was uns die Ge-

sundheit wert ist 

Würden Sie für eine besse-

re medizinische Behand-

lung auch mehr bezahlen? 

Vermutlich ja. Die meisten 

http://www.welt.de/wirtschaft/article151170316/Das-absurd-lasche-Pruefsystem-bei-kuenstlichen-Gelenken.html
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Deutschen würden es je-

denfalls tun. Das hat nun 

die große „Vermächtsnis-

studie“ der ZEIT, des Wis-

senschaftszentrums Berlin 

(WZB) und von infas erge-

ben. Aber Achtung: wer 

daraus schließt, die Men-

schen akzeptieren ein ein-

kommensunabhängiges 

Gesundheitssystem, der irrt 

gewaltig. Das Gegenteil ist 

der Fall. Die große Mehr-

heit der Deutschen 

wünscht sich für die Zu-

kunft, dass alle die beste 

Behandlung bekommen 

sollen – und sich niemand 

mit Geld eine noch bessere 

kaufen kann. Und wer jetzt 

annimmt, hier melde sich 

vor allem jene Mehrheit, 

die sich das andere Kon-

zept nicht leisten kann, irrt 

wieder gewaltig: Reiche, 

Arme, Gebildete und weni-

ger Gebildete, Frauen und 

Männer, Junge und Alte – 

beim Thema Gesundheit 

denken die Deutschen sehr 

solidarisch. Allerdings 

fürchten sie, dass dieses 

Prinzip immer mehr geop-

fert wird, der Sparpolitik 

mit Leistungsbegrenzung, 

Selbstbeteiligung, Zusatz-

versicherungen. 

85 % der Befragten for-

dern: „Auch wenn die Ge-

sundheitskosten stark stei-

gen: Die Menschen sollten 

immer die beste Behand-

lung bekommen, auch im 

Alter und bei geringen Hei-

lungschancen“. Ein klarer 

Auftrag an die Gesund-

heitspolitiker. Wenn es um 

Körper und Seele geht, 

sind die Deutschen alles 

andere als Schnäppchenjä-

ger. 

Quelle: Die ZEIT 

 

 

 

 

Regelsätze steigen 

Die Regelsätze der Grund-

sicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung nach 

dem Sozialgesetzbuch – 

Zwölf (SGB XII) – wie auch 

der Grundsicherung für Ar-

beitsuchende nach dem So-

zialgesetzbuch Zwei (SGB 

II) – wurden zum 1. Januar 

2016 im Rahmen der jähr-

lichen Fortschreibung er-

höht. Grundlage der Erhö-

hung ist ein spezieller 

Preisindex, den das Statis-

tische Bundesamt errech-

net. Dieser setzt sich zu   

70 % aus der Preisentwick-
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lung der regelbedarfsrele-

vanten Güter und Dienst-

leistungen zusammen und 

zu 30 % aus der Nettoloh-

nentwicklung. 

 

Regelsätze 2016 Leis-

tung ab 01.01.16 Verän-

derung gegenüber 2015 

 

Regelbedarfsstufe 1 
Alleinstehende/                            
Alleinerziehende 404 € + 5 € 

Regelbedarfsstufe 2 
Paarhaushalte 364 € + 4 € 

Regelbedarfsstufe 3 
Erwachsene im Haushalt an-
derer 324 € + 4 € 

Regelbedarfsstufe 4 

Jugendliche von 14 bis unter 
18 Jahren 306 € + 4 € 

Regelbedarfsstufe 5 
Kinder von 6 bis unter 14 Jah-
ren 270 € + 3 € 

Regelbedarfsstufe 6 
Kinder von 0 bis unter 6 Jah-
ren 237 €+ 3 € 

Auch Mehrbedarf und 

Barbetrag steigen 

 

Die Anhebung der Regelbe-

darfssätze führt ebenfalls 

zu einer Erhöhung der zu-

erkannten Mehrbedarfe. 

Schwerbehinderte Grundsi-

cherungsempfänger nach 

dem SGB XII, deren 

Schwerbehindertenausweis 

das Merkzeichen „G“ ent-

hält, können einen Mehr-

bedarf von 17% ihrer Re-

gelbedarfsstufe erhalten. 

Für behinderte Leistungs-

empfänger, die Eingliede-

rungshilfe in Form von Hil-

fen zu einer Schulbildung, 

beruflichen Ausbildung  

oder sonstigen Ausbildung 

erhalten, beträgt der Mehr-

bedarf 35% ihrer Regelbe-

darfsstufe. Auch der Barbe-

trag wird sich verändern. 

Dieser beträgt mindestens 

27% der Regelbedarfsstufe 
1 (109,08 €). 

Quelle: www.lebenshilfe.de 

 

 

 

 

 

 

Begleitung bei 
Arztbesuchen darf 

nicht berechnet 

werden 

AZ A 272/14 VGH Kassel 

So hat es der Verwaltungs-

gerichtshof (VGH) in Kassel 
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am 24. März 2015 ent-

schieden. Im konkreten Fall 

ging es um ein Alten- und 

Pflegeheim. In den Heim-

verträgen mit den Bewoh-

nern stand regelmäßig, 

dass für eine Begleitung 

zum Arzt- oder Therapeu-

tenbesuch als Zusatzlei-

stung 17,50 € pro Stunde 

je Betreuungs- und Pflege-

kraft von den Bewohnern 

zu zahlen sind. Die Leis-

tung sollte in vollen 15-

Minuten-Intervallen be-

rechnet werden. Daneben 

wollte die Einrichtung auch 

noch Ersatz für aufgewen-

dete Fahrtkosten in Rech-

nung stellen können. 

Nach Ansicht des VGH ist 

eine solche vertragliche Re-

gelung rechtswidrig und 

verstößt gegen das Hessi-

sche Heimgesetz (Hessi-

sches Gesetz über Betreu-

ungs- und Pflegeleistungen 

– HGBP), weil die Einrich-

tung kein Entgelt für eine 

Leistung verlangen dürfe, 

die durch den allgemeinen 

Pflegesatz abgegolten sei. 

Eine gesonderte Vergütung 

dürfe nur für sogenannte 

Zusatzleistungen verein-

bart werden, die über die 

Regelleistungen hinausge-

hen. Welche Leistungen 

von den allgemeinen Pfle-

gesätzen umfasst sind, ist 

in Landesrahmenverträgen 

zwischen den Pflegekassen, 

den Sozialhilfeträgern und 

den Leistungserbringern 

geregelt. 

Nach § 2 Absatz 6 des 

„Rahmenvertrages über die 

vollstationäre pflegerische 

Versorgung gemäß § 75 

Absatz 1 SGB XI für das 

Land Hessen“ (vom 1. Mai 

2009) umfasst die von der 

Einrichtung als Regelleis-

tung zu gewährleistende 

Mobilität das Verlassen und 

Wiederaufsuchen des Pfle-

geheims; dabei sind solche 

Verrichtungen außerhalb 

des Heimes zu unterstüt-

zen, die für die Aufrechter-

haltung der Lebensführung 

notwendig sind und das 

persönliche Erscheinen des 

pflegebedürftigen Men-

schen erfordern (z. B. Or-

ganisieren und Planen von 

Arztbesuchen). Nach An-

sicht des VGH umfasst dies 

die Begleitung zu Arzt- und 

Therapeutenbesuchen.  

 

Ähnlich wie in Hessen ent-

halten die Heimgesetze der 

anderen Bundesländer ver-

gleichbare Rechtsgrundla-

gen. Die VGH-Entscheidung 

ist daher auf andere Bun-

desländer übertragbar. Für 

Einrichtungen der Behin-

dertenhilfe gilt dies in ähn-
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licher Weise. Allerdings ist 

hier ohnehin der Sozialhil-

feträger der Hauptkosten-

träger. Deshalb haben Zu-

satzentgelte dort kaum 
praktische Bedeutung.  

Quelle: www.lebenshilfe.de 

 

Bundessozialge-

richt stärkt „Ar-

beitgebermodell“ 
für Behinderte 
 
BSG-Urteil vom 28.2.2013,                      
Az: B 8 SO 1/12 R  

Das Bundessozialgericht 

(BSG) hat die Rechte be-

hinderter und pflegebe-

dürftiger Menschen ge-

stärkt, die sich ihre Versor-

gung selbst organisieren. 

Bei einer Betreuung rund 

um die Uhr muss im Rah-

men dieses sogenannten 

Arbeitgebermodells die So-

zialhilfe auch für die Kosten 

eines Aufenthaltsraums für 

die Pflegekräfte aufkom-

men, entschied das BSG in 

Kassel. Der 2013 40-jäh-

rige Kläger leidet an der 

Duchenneschen Muskel-

schwund-Erkrankung. Er ist 

auf einen Rollstuhl ange-

wiesen und benötigt an-

dauernde Pflege, denn 

auch nachts muss er mehr-

fach umgelagert und seine 

Beatmungsmaske kontrol-

liert werden. 

Für diese Aufgaben hat er 

selbst als Arbeitgeber meh-

rere Pflegekräfte einge-

stellt, die ihn in Schichten 

von jeweils 24 Stunden 

betreuen. Das Sozialamt 

der Stadt Bonn übernahm 

im Rahmen der „Hilfe zur 

Pflege“ die Lohnkosten, so-

weit sie nicht schon durch 

Leistungen der Kranken- 

und Pflegekasse gedeckt 

waren.                                        

Dem Antrag des Klägers, 

auch die anteiligen Kosten 

eines Aufenthaltsraums für 

die Pflegekräfte zu tragen, 

lehnte das Sozialamt je-

doch ab. Es müsse nur die 

unmittelbaren Pflegekosten 

bezahlen. Zudem könne 

der Mann seine Betreuung 

in Schichten von jeweils 

acht Stunden aufteilen; die 

Pflegekräfte könnten ihre 

Pausen dann in der Küche 

verbringen.                                

Das BSG betonte nun je-

doch das Selbstbestim-

mungsrecht der Behinder-

ten und wies diese Einwän-

de ab. Die „Hilfe zur Pflege“ 

umfasse alle Ausgaben, die 

in einem „notwendigen“ 

http://www.bsg.bund.de/DE/Home/home_node.html
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Zusammenhang mit der 

Pflege stehen. Dies treffe 

auf eine Ruhe- und Rück-

zugsmöglichkeit für die 

Pflegekräfte zu. Wie er sei-

ne Betreuung organisiert 

und die Schichten einteilt, 

könne jeder Pflegebedürfti-
ge selbst entscheiden.    

Quelle: 
http://www.aerzteblatt.de/nachrichte
n/53579/Bundessozialgericht-staerkt-
Arbeitgebermodell-fuer-Behinderte 

 

 

 

Wohnungsbörse 

für barrierefreie 
und rollstuhlge-

eignete Wohnun-

gen 

Seit dem 25. Januar 2016 

gibt es eine Wohnraumbör-

se über barrierefreie und 

rollstuhlgeeignete Wohnun-

gen. Zu finden ist diese 

Börse unter: 

 
http://www.wohnberatung-
jena.de/wohnraumboerse. 
html 

 

Ziel ist es, alle Wohnungs-

anbieter zu sensibilisieren, 

ihre freien rollstuhlgeeigne-

ten und barrierefreien 

Wohnungen auf dieser 

Webseite einzustellen, so 

dass Menschen mit Behin-

derungen auf einen Blick 

sehen, wo barrierefreie 

Wohnungen zu haben sind. 

 

 

 

Wohnberatung/ 

Alter & Technik 
 
Die Wohnberatung für Se-

nioren im LISA (Werner-

Seelenbinder-Straße 28a) 

hat ihr Angebot erweitert. 

Ab sofort wird man dort zu 

bestimmten Technik-

schwerpunkten zum Thema 

Alter und Technik beraten.  

 

Die fachlich kompetenten 

Ehrenamtlichen kommen 

aus den entsprechenden 

Berufsfeldern. So z.B. 

Haus- u. Wohnungssiche-

rungssysteme/Einbruchsi-

cherung, Notrufsysteme 

Hausnotruf oder Notruf für 

unterwegs, Hilfe bei Pro-

blemen mit PC, Laptop, 

Tablet, Smartphone.  

Ein Ehrenamtler kann zu 

den Möglichkeiten der Bild-

schirm- und Spracheinstel-

lungen am üblichen Rech-

http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/53579/Bundessozialgericht-staerkt-Arbeitgebermodell-fuer-Behinderte
http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/53579/Bundessozialgericht-staerkt-Arbeitgebermodell-fuer-Behinderte
http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/53579/Bundessozialgericht-staerkt-Arbeitgebermodell-fuer-Behinderte
http://www.wohnberatung-jena.de/wohnraumboerse.%20html
http://www.wohnberatung-jena.de/wohnraumboerse.%20html
http://www.wohnberatung-jena.de/wohnraumboerse.%20html
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ner (Windows 7, Windows 

10) für Menschen mit Seh-

behinderung schulen.  

Die Ehrenamtler machen 

Hausbesuche und beraten 

individuell, für die Fahrt-

kosten sind von den Ratsu-

chenden 5,- € an die Eh-

renamtler zu zahlen.  

 

Wer Beratungsbedarf hat, 

bitte an die Wohnberatung 

oder an das Seniorenbüro 

(Steffen Walter) wenden, 

der die jeweiligen Ehren-

amtler informiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

… Bürogemein-
schaft 
 

Seit 16. März wird unsere 

Bürogemeinschaft durch 

eine Anwaltskanzlei berei-

chert. Herr Evgen Stadnik  

bietet kompetente Rechts-

beratung in allen privaten 

Angelegenheiten in deut-

scher oder russischer Spra-

che und er vertritt Sie bun-

desweit vor Behörden und 

Gerichten. 

Seine Tätigkeitsschwer-

punkte sind: 

 allgemeines Zivil-

recht 

 Sozialrecht 

 Verkehrsrecht 

 Versicherungsrecht 

 Strafrecht u.a. 

Sie erreichen ihn unter 

03641 7 297 03 96. Infor-

mationen finden Sie unter 
www.ra-stadnik.de 

 

 

 

 

 

 

Kostenlose Single-

Börse für Men-

schen mit Behin-
derungen 
 

Gerade in der heutigen 

Zeit, in der die Medien Ge-

sundheit, Schönheit, Dy-

namik … propagieren, fällt 

es vielen Menschen auf-

grund einer körperlichen 

oder seelischen Beeinträch-

tigung nicht so leicht, auf 

andere zuzugehen, neue 

Kontakte zu knüpfen, ect. 

 

http://www.ra-stadnik.de/
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Mit Handicap-Love.de 

wurde ein Forum geschaf-

fen, in dem gleichgesinnte 

Menschen die Möglichkeit 

haben, miteinander zu 

kommunizieren, ihre Frei-

zeit zu gestalten oder sogar 

den Partner fürs weitere 

Leben zu finden. Handicap-

Love.de bietet für die Kon-

taktsuche viele nützliche 

Funktionen, die sofort nach 

Anmeldung genutzt werden 

können, wie zum Beispiel 

das eigene Gästebuch, das 

persönliche Message-

Postfach, Chatroom, Forum 

ect. 

 

Hier der Link zur Single-

Börse: 
https://www.handicap-love.de/ 

 

 

 

 

 

 

Einige von Euch/Ihnen 

können sich sicher noch an 

„Behinderte und Politiker 

im Gespräch“ erinnern – 

eine Veranstaltungsreihe, 

die Christiane Bergmann, 

die ehemalige Behinder-

tenbeauftragte der Stadt 

Jena gemeinsam mit Rolf 

Lessig ins Leben gerufen 

hatte. Viele Jahre wurden 

kritisch aktuell politische 

Themen mit Politikern der 

Stadt Jena und den Be-
troffenen diskutiert. 

Rolf Lessig hat vielen Men-

schen mit Behinderung 

nach der Wende ganz prak-

tisch bei der Durchsetzung 

ihrer Rechtsansprüche ge-

holfen, vor allem durch 

seine hervorragende Kenn-

tis des Rentenrechts. Viele 

von uns sind ihm heute 
dafür immer noch dankbar.  

 

 

 

 

Rolf Lessig, der sich schon 

vor einigen Jahren alters-

bedingt von der politischen 

Bühne zurückgezogen hat-

te, ist Mitte Februar, nach 

langer Krankheit, verstor-

ben.                                           

Mit ihm haben wir  einen 

energischen Kämpfer für 

die Belange der Menschen 

mit Behinderungen verlo-

ren. Wir werden sein An-
denken in Ehren halten. 

 

https://www.handicap-love.de/

